Diese Dokument dient der Veranschaulichung der schon Ubernommen und modifiziert
Ubernommenen Anderungsantrdge zum Antrag S-LDKO1 (Lesefassung) auf der
Landesmitgliederversammlung am 05.09.2026.

Die offenen/ noch abzustimmenden Anderungsantrage finden sich nach der
Lesefassung des S-LDK-01.

Stand: 02.09.2026, nach Anderungsantragsschluss
Ubersicht:

Ctraichuna der bisheriaen Eormuli i der S

Neueinfiigungen in der Satzung des urspriinglichen Antrags S-LDK-01

Anderungen durch Anderungsantrége, sofern diese schon iibernommen/modifiziert
libernommen wurden findet ihr die Anderungen direkt im direkt im Antrag, die
abzustimmenden Anderungsantrige findet ihr am Ende des Dokuments.

--- Beginn des Antrags S-LDKO1 --

Die Satzungsinderung soll zum 01.01.20278 [S-LDK-A12]in Kraft treten.

Satzung

§ 3 Aufnahme von Mitgliedern

Soweit sie nicht in die Zustandigkeit von Kreisverbanden fallt, entscheidet uber
die Aufnahme der Landesvorstand mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder. Gegen
die Zurlickweisung eines Aufnahmeantrags kann die Bewerberin/der Bewerber bei der

Londesmitgliederversammiung-Landesdelegiertenkonferenz Einspruch einlegen. Die

Landesmitgliederversammiung Landesdelegiertenkonferenz entscheidet mit einfacher
Mehrheit

& 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Jedes Mitglied hat das Recht,

1. ander politischen Willensbildung der Partei in der Ublichen Weise, z.B.
Aussprachen, Antrage, Abstimmungen und Wahlen, mitzuwirken.

2. an Delegiertenkonferenzen als Gast teilzunehmen.

3. im Rahmen der Gesetze und der Satzungen an der Aufstellung von
Kandidatinnen mitzuwirken, sobald es das wahlfahige Alter erreicht hat.

4. sich selbst bei diesen Anlassen um eine Kandidatur zu bewerben.

5. innerhalb der Partei das aktive und passive Wahlrecht auszuuben.



6. an allen 6ffentlichen und mitgliederdffentlichen Sitzungen von

Arbeitsgruppen, Ausschussen und Parteiorganen teilzunehmen.
7.

sich mit anderen Mitgliedern in Fachgruppen eigenstandig zu
organisieren.

2. Jedes Mitglied hat die Pflicht,
1. die Grundsatze der Partei und die im Programm festgelegten Ziele zu
vertreten.

2. die satzungsgemaf’ gefassten Beschlusse der Parteiorgane
anzuerkennen.

3. seinen Beitrag plinktlich zu entrichten. Uber dessen Hohe entscheidet
die
Mitgliederversammiung Landesdelegiertenkonferenz.

3.

Mandatstragerinnen von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Bremen in der Bremischen
Burgerschaft sowie in der Stadtburgerschaft Bremen und bundnisgrine
Inhaberinnen

von Regierungsamtern (Senatorin und Stellvertreterln) auf Landesebene leisten
neben ihren satzungsgemafien Mitgliedsbeitragen Sonderbeitrage an den
Landesverband. Die Hohe der Sonderbeitrage wird von der

Landesmitgtiederversammiung Landesdelegiertenkonferenz bestimmt.

§ 7 Organe
1. Die Organe des Landesverbandes sind
1. die Landesmitgltiederversammiung-Landesdelegiertenkonferenz.
2. der Landesvorstand
3.

der Landesfinanzrat (LFR)
2.

Die Organe der nachgeordneten Gebietsverbande werden von diesen autonom
geregelt.

3. Alle durch Wahlen zu besetzenden Parteigremien sind mindestens zur Halfte
mit

Frauen zu besetzen. Auf Wahllisten stehen grundsatzlich mindestens die
ungeraden

Platze Frauen zu. Ebenso wie die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen ist die
Anerkennung geschlechtlicher Vielfalt zu achten und zu starken. Das Nahere
regelt ein Frauenstatut, das Bestandteil dieser Satzung ist.

§ 8 Die Landesmitgliederversammlung-Landesdelegiertenkonferenz[1]
1. Die Landesmitgliederversammlung Landesdelegiertenkonferenz ist das oberste
Organ

des Landesverbandes. Sie bestimmt die Richtlinien der Politik des
Landesverbandes. Die Landesmitgltiederversammiung

Landesdelegiertenkonferenz findet mindestens zweimal jahrlich statt. Sie wird
einberufen auf Beschluss des Landesvorstandes, auf Antrag von zwei
Kreisverbanden oder auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder des



Landesverbandes. Der Landesvorstand ladt zur Lardesmitgliederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz mit einer Frist von sechs aeht [S-LDK-A06-1]Wochen

zehrtagen unter Angabe der Tagesordnung in Textform ein. In dringenden
Fdllen kann der Landesvorstand abweichend davon mit einer Frist von mindestens
zwei Wochen einladen.

2. Die Versammlung wahlt eine/n Versammlungsleiter/in und eine/n

Protokollfiihrer/in. Uber alle Landesmitgliederversammiungen

Landesdeleglertenkonferenzen ist ein Protokoll anzufertlgen

—te%nehme&Mltglleder des Landesverbandes haben das Recht
1. an der Landesdelegiertenkonferenz teilzunehmen
2. Auf der Landesdelegiertenkonferenz zu sprechen
3. Antrige- und Anderungsantrdge zu stellen und zu begriinden.

Das Ndhere regelt die Geschdftsordnung. Das Stimmrecht steht ausschliefSlich den
Delegierten zu. Gdste konnen mit beratender Stimme an der Vetsammtung [S-
LDK01-A02] Landesdelegiertenkonferenz teilnehmen.

4. Zu den Aufgaben der Landesmitgltiederversammliung Landesdelegiertenkonferenz

gehoren:
1. Die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes des Landesvorstands,
die
Entgegennahme des Rechnungsprufberichts sowie die Entlastung des
Landesvorstandes.

Die Wahl des Landesvorstands.

Die Wahl der Vertreterinnen fur den Landerrat.

Die Wahl der Mitglieder der Landesschiedskommission.

Die Wahl von zwei Rechnungspruferlnnen.

Die Wahl einer/eines sachverstandiges Mitgliedes und einer Vertretung
far

den Bundesfinanzrat.

7. Die Wahl der Vertreterinnen fur den Frauenrat

8. Die Beschlussfassung uber eine Geschafts- und Schiedsordnung.

9. Die Diskussion und Beschlussfassung uber vorgelegte Antrage.

10. Die Aufteilung der dem Landesverband zur Verfugung stehenden Mittel.
11. Die Bestatigung einer/eines vom Landesvorstand angestellten
Landesgeschaftsfuhrerin/Landesgeschaftsfuhrers.

oV A WUN

5. Die Landesmitgtiederversammtiung Landesdelegiertenkonferenz richtet
Arbeitsgruppen ein

6. Zusammensetzung der Landesdelegiertenkonferenz:
1. Die Berechnung der Anzahl der Delegierten zur Landesdelegiertenkonferenz
erfolgt auf Grundlage einer Ausgangszahl von 80 Delegierten Abweichungen



von der vorgesehenen Ausgangszahl der Delegierten, die sich infolge
kaufmdnnischer Rundung ergeben, sind zuldssig.

2. In der Regel werden die Delegierten fiir ein Kalenderjahr gewdhlt. Die Wahl
der Delegierten ist ab dem Zeitpunkt der Veroffentlichung der fiir das
jeweilige Kalenderjahr giiltigen Zusammensetzung der
Landesdelegiertenkonferenz zuldssig.

S-LDK-A07]

[S-LDK-A11] (Ab hier neue Ziihlung,
nachfolgend 6.3 usw.)
4. Jeder Kreisverband widhlt und entsendet Delegierte entsprechend des
folgenden Schliissels:
i.  Jeder Kreisverband erhdlt zwei Grundmandate.

ii. Die Grundmandate der Kreisverbdnde sewie-die-Delegierten-der
GRUNEN-JUGEND-Bremen [S-LDK-A11] werden von der Ausgangszahl
abgezogen.

il Die verbleibenden Delegiertenpldtze werden proportional auf die
Kreisverbdnde verteilt.

iv.  Der Anteil eines Kreisverbandes an diesen verbleibenden Pldtzen
bestimmt sich nach dem Verhadltnis seiner Mitgliederzahl zur
Gesamtmitgliederzahl des Landesverbandes.

v.  Das kaufmdnnisch gerundete Ergebnis wird zu den Grundmandaten
addiert und ergibt die Delegiertenzahl des jeweiligen Kreisverbandes.

7 Grundlage der Berechnung sind die jeweils am - [S-LDK-A07]

Oktober des Vorjahres in der Adressverwaltung der Partei
festgestellten Mitgliederzahlen.

[S-LDK-A07]

vii. ~ Bei der Wahl der Delegierten wird den Kreisverbdnden empfohlen,
auf eine angemessene Beriicksichtigung der unterschiedlichen
Mitgliederstdrken ihrer Stadtteilgruppen hinzuwirken.




Auch falls keine Mitglieder der Griinen Jugend fiir eine sechste
Listenposition kandidieren, konnen andere Mitglieder fiir diese
Position kandidieren. Das Recht von Mitgliedern der Griinen Jugend,
fiir andere Delegiertenpositionen zu kandidieren, bleibt unberiihrt. [S-
LDK-A11]

$ 9 (Neu) Aufstellungsversammlungen fiir Bundestags- und Biirgerschaftswahlen[1]

1. Die Kandidat*innen fiir die Wahlvorschldge fiir Bundestags- und
Biirgerschaftswahlen werden auf Wahlversammlungen der jeweils
stimmberechtigten Mitglieder gewdhlt.

2. Wer kandidieren kann und wer stimmberechtigt ist (aktives und
passives Wahlrecht) ergibt sich aus den jeweils geltenden Wahlgesetzen.

3. Der Landesvorstand lddt zur jeweiligen Wahlversammlung mit einer Frist von zwei
Wochen unter Angabe der Tagesordnung in Textform ein. In besonders dringenden
Fdllen kann die Einladungsfrist verkiirzt werden.

4. Fiir die Wahlversammlungen gilt die Geschdifts- und Wahlordnung des
Landesparteitages analog.

5. Fiir die Durchfiihrung der Wahlversammlungen sind neben der Regelungen in dieser
Satzung auch die rechtlichen Grundlagen der Bundestags- bzw. Biirgerschaftswahl
zu beachten und einzuhalten.

6. Fiir jede Wahlversammlung ist ein Protokoll anzufertigen.

§ 910 Der Landesvorstand

1. Der Landesvorstand besteht aus mindestens sieben Mitgliedern. Bei
Erweiterung sollte eine ungerade Mitgliederzahl angestrebt werden, um
Pattsituationen zu vermeiden. Er setzt sich zusammen aus zwei
gleichberechtigten Sprecherlnnen, der/dem Landesschatzmeister/in und
weiteren Mitgliedern. Die beiden Sprecherlnnen bilden zusammen mit der/dem
Landesschatzmeister/in den geschaftsfuhrenden Vorstand und vertreten die
Landespartei zwischen Sitzungen nach innen und aufien gemaf: & 26 (2) BGB.

2. Als Vorstandsmitglied ist gewahlt, falls die Landesmitgltiederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz kein anderes Verfahren beschlief3t, wer mehr als die
Halfte der abgegebenen Stimmen erhalt. In einem erforderlichen zweiten
Wahlgang genugt die einfache Mehrheit. Vorstandsmitglieder sind jederzeit

durch die Landesmitgtiederversammiung Landesdelegiertenkonferenz abwahlbar.
3. Die Amtszeit betragt zwei Jahre. Die Wiederwahl ist moglich. Alle Mitglieder des

Landesvorstands werden auf derselben Landesmitgtiederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz gewahlt. Ist eine Nachwahl erforderlich, erfolgt diese
nur fur den Rest der laufenden Amtszeit. Die Mitglieder des Landesvorstandes
fuhren bis zur Neuwahl des Landesvorstandes die Geschdfte kommissarisch
weiter.

4. Im Landesvorstand durfen nicht mehr als ein Drittel der Mitglieder
Abgeordnete der Bremischen Burgerschaft (Landtag), der Stadtburgerschaft, des



Bundestags oder des Europaischen Parlaments sein, davon hochstens ein
Mitglied des geschaftsfuhrenden Landesvorstands. Mitglieder des
Landesvorstands durfen nicht Fraktionsvorsitzende im Bundestag, in der
Bremischen Burgerschaft (Landtag), im Europdischen Parlament oder Mitglieder
der Bundesregierung, der Bremer Landesregierung oder der Europadischen
Kommission sein. Wird wahrend der laufenden Amtsperiode die Hochstgrenze
nach Satz 1 Uberschritten oder erlangt wahrend der laufenden Amtsperiode ein
Vorstandsmitglied ein Mandat oder Amt im Sinne von Satz 2, so endet die
Amtszeit im Landesvorstand mit der Neuwahl der entsprechenden
Vorstandsmitglieder auf der nachsten Landesmitgtiederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz, soweit sie nicht vorher von einem der Amter
zurucktreten.

Die Mitglieder des Landesvorstands konnen fur ihre Tatigkeit vergutet werden.
Naheres regelt die Finanz- und Erstattungsordnung. Parteimitglieder, die in
einem beruflichen oder finanziellen Abhangigkeitsverhaltnis zur Partei stehen,
konnen kein Vorstandsamt bekleiden. Regelungen zur Vergutung des
Landesvorstands bleiben davon unberuhrt.

Ehrenamtliche Tatigkeit, z.B. in der Landesgeschaftsstelle bleibt hiervon

unberuhrt.

Der Vorstand ist an die Beschlusse der Landesmitgtiederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz gebunden. Er tagt grundsatzlich mitgliederoffentlich.
Zum Schutz von personenbezogenen Daten kann die Mitgliederoffentlichkeit
insbesondere in Personalangelegenheiten und bei Mitgliederaufnahmen
ausgeschlossen werden. Zu sonstigen vertraulichen Beratungen, bei denen
allerdings keine Beschlusse gefasst werden durfen, kann der Landesvorstand mit
zwei Drittel Mehrheit die Mitgliederoffentlichkeit ausschliefen. Er erstattet der
Landesmitgliederversammiung Landesdelegiertenkonferenz einen
Rechenschaftsbericht. Dessen finanzieller Teil ist vor Berichterstattung durch
den Landesfinanzrat inhaltlich und durch die Rechnungsprufer formell zu prufen.
Wer als Vorstand oder als Abgeordnete/r in einem Parlament oder als
Regierungsmitglied Aufsichtsratsposten oder bezahlte Beratervertrage annimmt,
hat diese Tatigkeit, inklusive der daraus resultierenden Einkilnfte, dem
Landesvorstand anzuzeigen. (9) Der Landesvorstand gibt sich eine
Geschaftsordnung, diese ist mitgliederoffentlich abzulegen

§ 1516 Beschlussfahigkeit der Organe

1.

Der Landesvorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner
Mitglieder, darunter eine/ein Sprecher/in, anwesend ist. Im Fall der Dringlichkeit
sind Umlaufbeschlusse in Textform moglich, sofern kein Mitglied des
Landesvorstands diesem Verfahren widerspricht; Naheres regelt eine
Geschaftsordnung. Umlaufbeschlisse mussen auf der nachsten
Landesvorstandssitzung verkundet werden.



Landesmitghiederversammiungen Landesdelegiertenkonferenzen sind
beschlussfahig, wenn und solange mindestens farf-Prezent-derMitglieder zwei
Drittel der Delegierten anwesend sind.

NEU:Landesmitgliederversammlungen Wahlversammlungen zur Wahl von
Wahlvorschldgen sind beschlussfdhig, wenn und solange mindestens fiinf Prozent
der Mitglieder anwesend sind.

Eine wegen Beschlussunfahigkeit erneut geladene Mitgtiederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz ist bei Einhaltung der zehntagigen-Einladungsfrist
tadefrist von sechs Wochen in jedem Fall beschlussfahig. Bei der Einladung ist
hierauf hinzuweisen. Dieser Absatz gilt nicht fur Satzungsanderungen.

Der Landesfinanzrat ist beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte seiner
Mitglieder, darunter die/der Landesschatzmeister/in, anwesend ist.

§ 1617 Verfahrensbestimmungen

1.

Die Wahlen der Vorstandsmitglieder und der Wahlbewerberlnnen fur
Parlamentswahlen sind geheim. Bei den ubrigen Wahlen kann offen abgestimmt
werden, wenn sich auf Befragen kein Widerspruch erhebt.

Flr Satzungsanderungen ist eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebenen

gultigen Stimmen der Landesmitgtiederversammiung Landesdelegiertenkonferenz

erforderlich. Vor der Beschlussfassung Uber satzungsandernde Antrage muss die
Beschlussfahigkeit der Lardesmitgliederversammiung
Landesdelegiertenkonferenz festgestellt werden. Satzungsandernde Antrage
kénnen nicht Gegenstand eines Dringlichkeitsantrages sein. Anderungen der
Satzung nach dieser Vorschrift treten zum Zeitpunkt der Beschlussfassung in
Kraft, soweit nichts anderes beschlossen wird.

Zu besonderen Fragen kann im Landesverband eine Urabstimmung
durchgefuhrt werden. Die Durchfuhrung orientiert sich an den Vorgaben der
Bundessatzung

§ 1819 Auflosung

1.

Uber die Auflésung oder die Verschmelzung des Landesverbandes entscheidet

die Londesmitgliederversammiung Landesdelegiertenkonferenz mit zwei Drittel

Mehrheit. Dieser Beschluss bedarf der Bestatigung durch eine Urabstimmung
der Mitglieder. Sofern die Landesmitgliederversammliung
Landesdelegiertenkonferenz nicht anders beschlief3t, wird das Vermogen
anerkannten, okologisch orientierten Burgerinitiativen und/oder Organisationen
bzw. deren Projekte Uberwiesen.

Frauenstatut:

§ 4 Frauenvotum auf einer Landesmitgliederversammlung-Landesdelegiertenkonferenz



Auf einer Landesmitgliederversammiung Landesdelegiertenkonferenz genligt der Antrag

von drei stimmberechtigten Frauen fur ein Frauenvotum.

Beitrags- und Kassenordnung:

B Beitragsabfiihrung und Spenden

4. Um eine moglichst unburokratische und dezentrale Beitragserhebung zu

gewahrleisten, zahlen die Kreisverbande einen von der Landesmitgliederversammiung

Landesdelegiertenkonferenz beschlossenen Beitragsanteil pro Monat und Mitglied
jeweils zur Quartalsmitte an den Landesverband. Fur Mitglieder, die gleichzeitig
Mitglied von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der Griinen Jugend oder der Griinen Alten
sind, erhalten die Grine Jugend Bremen und die Grinen Alten Bremen eine
Mitgliedsbeitragsumlage vom Landesverband.

D Haushalt

9. Die/der Landesschatzmeister/in stellt einen Haushaltsplan auf, der vom

Landesfinanzrat zwischenzeitlich, von der Lanrdesmitgtiederversammiang

Landesdelegiertenkonferenz endgultig genehmigt wird.
Hinweis:

Es wird ein neuer § 9 eingefiigt. Die nachfolgenden Paragraphen verschieben sich
entsprechend, sodass der bisherige §8 9 § 10 wird usw.

Augerdem soll bei Ubertragung des Beschlusses in die Satzung die bisherige redaktionelle
Schreibweise gewahrt werden Struktur: §(Paragraf) -> (1) (Absatz) -> 1. (Nummer) -> q)

(Buchstabe/Litera), dies ldsst sich in OpenSlides nur ungentigend darstellen.

[1] Regelungen zur Beschlussfahigkeit finden sich in & £5 16 Beschlussfahigkeit der
Organe

--- Ende des Antrags S-LDKO1 --

Offene, bzw. abzustimmende Anderungsantréage sind finden sich
auf den folgenden Seite, jeweils ein AA pro Seite:


https://openslides.gruene.de/#_ftnref1

[S-LDK-AQ4] https://openslides.gruene.de/120/motions/42

Einfligung/Anderung des urspriinglichen Antrags, Erhalt der LMV aund Ergidnzung der
LDK als Ersatzversammlung



https://openslides.gruene.de/120/motions/42




[S-LDK-AQ3] https://openslides.gruene.de/120/motions/41

Keine Satzungsanderung und Aufgabe an den Landesvorstand.

Die Satzungsanderung soll - zum 01.01.2027 in Kraft treten.


https://openslides.gruene.de/120/motions/41

[S-LDK-A13] https://openslides.gruene.de/120/motions/81

Einfigen &8 Abs. 2-4 (Neu)



https://openslides.gruene.de/120/motions/81

3.

[S-LDK-A10] https://openslides.gruene.de/120/motions/52

EinfUgen bei & 8 Abs. 4 Ziffer 12 (Neu), Aufgaben der Landesdelegiertenkonferenz



https://openslides.gruene.de/120/motions/52

[S-LDK-AQ1] https://openslides.gruene.de/120/motions/39

Anderung bei & 8 Abs. 6 Ziffer 1, Zusammensetzung der Landesdelegiertenkonferenz,
Ausgangszahl der Delegierten.

1. Die Berechnung der Anzahl der Delegierten zur Landesdelegiertenkonferenz erfolgt auf
Grundlage einer Ausgangszahl von 88 100 Delegierten

i.  Abweichungen von der vorgesehenen Ausgangszahl der Delegierten, die sich
infolge kaufmannischer Rundung ergeben, sind zulassig.

Die weitere im Anderungsantrag gednderte Regelung (Plitze fiir die GJ) ist durch die Streichung
der Regelung in S-LDK-A11 hinfillig


https://openslides.gruene.de/120/motions/39

[S-LDK-AQ5] https://openslides.gruene.de/120/motions/43

Einflgen eines neuen_§ 8 Abs. 6 Ziffer 4, Delegierte der Landesarbeitsgemeinschaften

* durch die Einfligung schieben sich die nachfolgenden Punkte aus & 8 Abs. 6 Punkt 5 wird & 8
Abs. 6 Punkt 6 usw.


https://openslides.gruene.de/120/motions/43

[S-LDK-A14] https://openslides.gruene.de/120/motions/82

Einfigen § 1516 Abs 3-4 (Neu)



https://openslides.gruene.de/120/motions/82

	Stand: 02.09.2026, nach Änderungsantragsschluss


	Übersicht: 


	Die Satzungsänderung soll zum 01.01.20278 [S-LDK-Ä12]in Kraft treten.





